
b
SrJnd*§vftrhailrJ

Präsklarnpxie & Hffiä-tP * §yndrsm §"V

SATäfuäNG

Bundesverbdnd Präeklampsie & HELLP-Syndrom e,V,
; (ehemyols Arheitsgemei1pchoft Gestqse,Eelrqffene e.V.)

in der Fossuffig vom 25,11,2024

§ 1 Name, Sitz

(1) Der Verein trägt den Namen ,,Bundesverband Präeklampsie & HELLP-Syndrom e.V."

(2) Er hat seinen Sitz in lssum. Der Verwaltungssitz kann erforderlichenfalls den Gegebenheiten
angepasst werden und vom Vereinssitz abweichen.

(3) Der Verein ist in das Vereinsregister beim Amtsgericht Kleve eingetragen

(4) Geschäftsja h r ist das Ka lenderja h r.

(5) Der Verein ist tVlitglied im Paritätischen Wohlfahrtsverband.

§ Z Vere§asäweck

(1) Der Verein verfolgt ausschließlich und unrnittelbar gemeinnützige Zwecke im Sinne des Abschnitts
,,Steuerbegünstigte Zwecke" der Abgabenordnung 1977 in der jeweils gültigen Fassung.

(2) Zweck des Vereins ist die Förderung des öffentlichen Gesundheitswesens und der öffentlichen
Gesundheitspflege (§ 52 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3 AO).

Durch Beratung und Betreuung von Frauen, die an Präeklampsie/HELLP-Syndrom erkrankt
waren/sind, vor, während und nach der Schwangerschaft, sowie lnformationsaustausch mit
Personen und Organisationen, die mit der Behandlung und Betreuung dieser Frauen befasst sind.
durch die Unterhaltung einer auf Bundesebene und im deutschsprachigen Ausland arbeitenden
Kontakt- und Beratungsstelle.
Der überwiegende Teil der Beratung findet schriftlich, fernmündlich oder digital statt.
DerVerein bietet Erfahrungsaustausch in Präsenz und überSocial-Media-Plattformen an wie z.B.:
Facebook, lnstagram etc., regelmäßige Treffen per Zoom und anderen geeigneten Online-
Programmen.

(3) Der Satzungszweck wird verwirklicht insbesondere
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§ 5 Beiträge urrrd Finanz[erung

Die Mitglieder zählen Beiträge nach Maßgabe des Beschlusses der Mitgliederversammlung.Zur
Festlegung der Beitragshöhe und Fälligkeit ist eine einfache Mehrheit der in der
Mitgliederversammlung anwesenden stimmberechtigten Vereinsmitglieder notwendig.

Es können einmalige Aufnahmegebühren erhoben werden, die in der Mitgliederversammlung
festgelegt und beschlossen werden.

Zur weiteren'Finanzierung werden Anträge zu Beihilfen und Zuschüssen an öffentliche Stellen,
Krankenkassen und privatrechtliche Einrichtungen gestellt.

Geld- und Sachspenden werden akquiriert und entgegen genommen von privatpersonen,
Vereinigungen und Gewerbebetrieben, deren Tätigkeit dem Zweck des Vereins nicht
widersprechen. Geld- und Sachspenden sowie Zuschüsse und Werbung werden von folgenden
Firmen nicht entgegen genommen: Firmen, die in den Anwendungsbereich des lnternationalen
Kodex zur Vermarktung von Muttermilchersatzprodukten sowie der dazugehörigen Resolutionen
de1)Mehsesundheitsversam;nlung fallen (2. B. Babynahrupggindustr:ie sowie deren ToQhterfirrmen),
Hersteller von Tabakwaren, waffen und hochprozentigen Alkoholika.

§ g \forstand

Der Vorstand besteht aus einer/einem 1. Vorsitzenden, einer/einem 2. Vorsitzenden und
einer/einem 3. Vorsitzenden.

Der Vorstand im Sinne des § 26 des BGB sind die/der 1. Vorsitzende und die/der 2. Vorsitzende und
die/der 3. Vorsitzende. Sie vertreten den Verein gerichtlich und außergerichtlich. Es vertreten
jeweils zwei Vorstandsmitglieder gemeinsam den Verein nach außen. Wenn vor Ablauf der
Wahlperiode ein Vorstandsmitglied ausfältt, kann sich der Vorstand bis zur nächsten ordentlichen
Mitgllederversammlung aus den Reihen der Mitglieder selbst ergänzen.

Der Vorstand wird: von der Mitgliederversammlung für die Dauer von zwei Jahren gewählt.
Wiederwahl ist möglich. Die jeweils amtierenden Vorstandsmitglieder bleiben nach Abla.uf ihrer
Amtszeit so lange im Amt, bis ihre Nachfolger gewählt sind.

Der Vorstand leitet verantwortlich die laufenden Geschäfte des Vereins. Er kann Aufgaben unter
seinen 'Mitgliedern verteilen. Dazu gehören insbesondere die Vorbereitung und Einberufung von
Mitgliederversammlungen, Ausführungen der Beschlüsse der Mitgliederversammlungen,
Abschlu5s und Kiirrdig.urig,,von. Verträgen. Bei Vertragsabschlüssen über € 1.500,-- ist die
Zustimmung aller Vorstandsmitglieder nötig.
Überstei8en die Arbeiten das zumutbare Maß ehrenamtlicher Tätigkeit, können ein(e)
hauptamtliche(r) Geschäftsführer(in) und bei Bedarf weitere Mitarbeiter(innen) bestellt werden.
Für diese Kräfte dürfen keine unverhältnismäßig hohen Vergütungen bezahlt werden.

Die Vorstandsmitglieder können eine im Verhältnis zu ihren Aufgaben angemessene Vergütung
erhalten, deren Höhe von der Mitgliederversammlung festgelegt wird.

Die Vergütung kann in Form von Aufwandsentsch.ädigung, Ehrenamtspauschale, übungsleiter-
pauschale oder Entlohnung im Rahmen einer Beschäftigung erfolgen. Deren Höhe muss den jeweils
gültigen Mindestlohn berücksichtigen. Für stundenweise berechnete Erstattungen müssen
Stundenauflistungen erbracht werden. Alle Entschädigungsformen können ihrem lnhalt nach
parallel entsprechend gesetzlicher Vorgaben in Anspruch genommen werden.
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§ g0 Datenschutz

S f f Jiluf§ösuäqg des Vereins und Vermögensbindung

Die Auflösung des Vereins kann nur beschlossen werden, wenn mehr als lo der in der
Mitgliederversammlung abgegebenen Stimmen (inklusive übertragener Stimmrechte nicht
anwesender Mitglieder) , dafür stimmen in einer besonders dafür einberufenen
M itgliederve rsa m ml u ng.

Bei Auflösung oder Aufhebung des Vereins oder bei Wegfall seines bisherigen Zwecks fällt das
Vermögen des Vereins an den Paritätischen Wohlfahrtsverband, Landesverband Nordrhein-
Westfalen, der es ausschließlich für gemeinnützige bzw. mildtätige Zwecke zu verwenden hat.

Beschlüsse über die künftige Verwendung des Vereinsvermögens dürfen erst nach Einwilligung des

Fina nzamtes a usgefüh rt werden.
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Der Verein benötigt für Erfüllung seiner Zwecke gemäß § 2 der Satzung personenbezogene Daten
seiner Mitglieder. Unter Beachtung der gesetzlichen Regelungen und Bestimmungen, insbesondere

der EU-Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) sowie des Bundesdatenschutzgesetzes (BDSG)

werden personenbezogene Daten der Mitglieder des Vereins verarbeitet. Der Zweck der
Datenerfassung wird vorher bekannt gemacht, eine Zustimmung zur Erfassung und Nutzung wird
jeweils individuell erteilt. Jedes Vereinsmitglied hat das Recht auf Auskunft und ggf. Berichtigung
Über die zu seiner Person gespeicherten Daten, Sperrung oder Löschung der Daten, wenn die
Speicherung unzulässig war.

Sowohl den Organen des Vereins als auch den Amtsträgerlnnen und Mitarbeitenden des Vereins
ist es untersagt, personenbezogene Daten unbefugt zu anderen als den zur jeweiligen
Aufgabenerfüllung gehörenden Zwecken zu verarbeiten, bekannt zu gebän, Dritten zugänglich zu
machen oder sie sonst zu nutzen. Diese Pflicht besteht über das Ausscheiden des o.g.
Personenkreises aus dem Verein hinaus.


